
 
 

Gemeinde Oberdorf 
 
 
                                 Nr. 194/19 

 
 
 

E I N L A D U N G 
Z U R 

 
 

 
E I N W O H N E R G E M E I N D E V E R S A M M L U N G 

vom Montag, 17. Juni 2019, um 20.00 Uhr 
im Singsaal der Sekundarschule Waldenburgertal 

 
 
 
Traktanden: 

1) Genehmigung Protokoll 
2) Bericht der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission 2018 
3) Genehmigung Jahresrechnung 2018 
4) Revision Personalreglement 
5) Reglement über die Entschädigung der Behörden, Kommissionen und 

Nebenfunktionen 
6) Kreditgenehmigung über Fr. 70‘500.00 für die Sanierung der elektro-

nischen Trefferanlage 300 Meter-Schiessanlage Wintenberg 
7) Ersatzwahl eines Mitglieds der Natur- und Umweltschutzkommission 
8) Verschiedenes 
 
 
 DER GEMEINDERAT 
 
 

 
Das Mitteilungsblatt mit den detaillierten Erläuterungen kann auf der Gemeindeverwal-
tung einzeln oder als Abo bezogen werden. Ausserdem kann es auf unserer Homepage 
heruntergeladen werden: 
 
 

http://www.oberdorf.bl.ch / Politik / Gemeindeversammlung/ 
 

Sie erreichen uns unter: Tel. 061 965 90 90 oder info@oberdorf.bl.ch 
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Zu Traktandum Nr. 1 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
1. Genehmigung Protokoll 
 
Beschlüsse der Einwohnergemeindeversammlung vom Montag, 25. März 2019 um  
20.00 Uhr im Singsaal der Sekundarschule Waldenburgertal. 
 
 
Auszug aus dem Detailprotokoll: 
 
1. Genehmigung Protokoll 
 Das Protokoll der Versammlung vom 26. November 2018 wird mit 61 zu 0 Stimmen bei  

1 Enthaltung genehmigt und der Verfasserin verdankt. 
 
2. Kreditgenehmigung über Fr. 200'000.00 für den Umbau der Abwartswohnung in der 

Primarschule Oberdorf 
 Die Versammlung genehmigt den Kredit über Fr. 200'000.00 für den Umbau der Abwarts-

wohnung in der Primarschule Oberdorf mit 44 zu 9 Stimmen bei 8 Enthaltungen. 
 
3. Kreditgenehmigung über Fr. 1’160'000.00 für die Sanierung der Eimattstrasse inkl. 

dem Leitungsersatz 
 Die Versammlung genehmigt den Kredit über Fr. 1’160'000.00 für die Sanierung der Ei-

mattstrasse inkl. dem Leitungsersatz mit 52 zu 1 Stimmen bei 9 Enthaltungen. 
 
4. Kreditgenehmigung über Fr. 140'000.00 für die Überarbeitung des Zonenreglements 

Siedlung und des Teilzonenreglements Ortskern 
 Die Versammlung genehmigt den Kredit über Fr. 140'000.00 für die Überarbeitung des Zo-

nenreglements Siedlung und des Teilzonenreglements Ortskern mit 60 zu 0 Stimmen bei 2 
Enthaltungen. 

 
5. Ersatzwahl eines Mitglieds der Natur- und Umweltschutzkommission 
 Für den freien Sitz in der Natur- und Umweltschutzkommission stellt sich niemand zur 

Wahl. 
 
6. Verschiedenes 

Die Versammlung nimmt die beiden Schlussabrechnungen «Umbau Neumattschulhaus» und 
«Verkehrssicherheitskonzept» zur Kenntnis. 
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Zu Traktandum Nr. 2 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
2. Bericht der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission Oberdorf 

für das Jahr 2018 
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Zu Traktandum Nr. 2 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
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Zu Traktandum Nr. 2 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 

 
 
ANTRAG 
 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, den Bericht der Geschäfts- und Rechnungsprüfungs-
kommission zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
3. Genehmigung Jahresrechnung 2018 
 
Das Rechnungsjahr 2018 schliesst mit einem Mehraufwand von Fr. 617'112.84 ab. Budgetiert 
war ein Mehraufwand von Fr. 539'698.00 was eine Differenz von Fr. 77'414.84 bedeutet.  
 
Kostensteigerungen gegenüber dem Budget und dem Rechnungsjahr 2017 sind wie bisher in 
den drei Bereichen Bildung, Gesundheit und Soziale Sicherheit zu verzeichnen.  
 
Die gesamte Funktion 2 «Bildung» weist gegenüber dem Budget einen Mehraufwand von  
Fr. 75'924.00 aus. Eine etwas detaillierte Betrachtung des Bereiches Bildung (ohne Schullie-
genschaften) zeigt seit 2014 eine Kostensteigerung von rund Fr. 100'000.00. Hier sind die Kos-
ten hauptsächlich von der Anzahl Schüler und den nötigen Fördermassnahmen abhängig.  
 
Kommt noch der Aufwand für die Schulliegenschaften hinzu, liegt die Kostensteigerung bei 
rund Fr. 220'000.00. Die Kosten für die Liegenschaften hängen stark davon ab, welche Unter-
haltsarbeiten vorgenommen oder welche Maschinen/Geräte ersetzt werden müssen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bildung Nettoaufwand Differenz

2018 2017 2016 2015 2014 2018 - 2014

Bildung inkl. Schulliegenschaften
Total 3'011'812.59          2'775'400.92          2'901'901.72          2'634'251.25          2'788'661.60          223'150.99   

Mehraufwand/Mehrertrag
gegenüber dem Vorjahr

236'411.67            -126'500.80           267'650.47            -154'410.35           

Bildung Nettoaufwand Differenz

2018 2017 2016 2015 2014 2018 - 2014

Anzahl Kinder 215                        210                        215                        178                        170                        

Kindergarten 451'788.22            441'161.99            442'018.30            366'007.35            361'321.65            
Primarschule 1'885'836.95          1'693'475.61          1'854'760.50          1'704'954.55          1'932'327.26          
Musikschule 110'332.00            103'060.00            101'566.70            108'563.70            110'572.60            
Schulergänzende Tagesbetreuung 16'431.65              17'182.25              17'130.05              3'625.77                9'185.00                
Schulleitung / Sekretariat 145'086.75            123'937.02            125'176.45            115'776.95            101'825.05            

Total 2'609'475.57          2'378'816.87          2'540'652.00          2'298'928.32          2'515'231.56          94'244.01     

Mehraufwand/Mehrertrag
gegenüber dem Vorjahr

230'658.70            -161'835.13           241'723.68            -216'303.24           

 -
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
Die Pflegefinanzierung weist gegenüber dem Budget einen Mehraufwand von Fr. 199'956.80 
auf. Seit der Einführung im Jahr 2014 sind die Kosten um etwas über Fr. 700'000.00 gestiegen. 
In den ersten beiden Jahren waren die Kosten auf einem tiefen Niveau, da das APH Gritt noch 
auf dem Allerheiligenberg ausgelagert war. Mit der Eröffnung des Neubaus zeigt sich ein enor-
mer Anstieg. Einerseits bedingt durch die Anzahl der BewohnerInnen und deren Einstufung in 
die entsprechende Pflegestufe, andererseits wurden (und werden) die Kosten pro Pflegestufe 
durch den Kanton nach oben angepasst. Beides ist durch die Gemeinde nicht zu beeinflussen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausgaben für die Sozialhilfe (Sozialhilfe, Sozialhilfe Asylbereich und Asylwesen) sind 
gegenüber dem Budget um 147'258.97 gestiegen.  
Betrachtet man den Bereich Sozialhilfe detaillierter, zeigt sich auch hier ein massiver Kosten-
anstieg von rund Fr. 645'000.00 seit 2014. Ein Teil des Kostenanstiegs ist dem Wechsel vom 
Asylwesen in die Sozialhilfe Asylbereich geschuldet. Es handelt sich hier um Personen mit 
folgenden Aufenthaltsbewilligungen: vorläufig Aufgenommene (VA 7+), rechtskräftige Weg-
weisung, Nichteintretensentscheid (NEE), positiver Asylentscheid (B), und vorläufig aufge-
nommene Flüchtlinge (VA F). Der Kanton beteiligt sich an den Unterstützungsleistungen für 
diejenigen, welche einen positiven Asylentscheid (B) haben, längstens aber 5 Jahre seit Einreise 
in die Schweiz. Ein Problem für die Gemeinde stellen die älteren Liegenschaften am Milcher-
weg und Mittleren Weg dar. Die zumeist tiefen Mieten führen dazu, dass sich Personen, welche 
von der Sozialhilfe abhängig sind, hier niederlassen. Die Sozialhilfe beschränkt zwar die Höhe 
der Mietkosten, trotzdem muss dieser Grenzwert aber so festgelegt werden, dass überhaupt eine 
Wohnung zu diesem Preis gefunden werden kann. 
 
 
 
 
 

Gesundheit Nettoaufwand Differenz

2018 2017 2016 2015 2014 2018 - 2014

Pflegefinanzierung 849'956.80            722'081.25            468'613.25            152'096.45            133'259.65            716'697.15   

Mehraufwand
gegenüber dem Vorjahr

127'875.55            253'468.00            316'516.80            18'836.80              
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei den Steuern zeigt sich ein weiterer Rückgang der Steuereinnahmen der juristischen Perso-
nen. Die Zunahme der Steuern der natürlichen Personen ist zu einem Teil dem Wechsel von 
Quellensteuer in ordentliche Steuerpflicht und einer einmaligen Zahlung zuzurechnen. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sozialhilfe Nettoaufwand Differenz

2018 2017 2016 2015 2014 2018 - 2014

Sozialhilfe 1'210'112.57          960'609.96            727'154.30            638'031.07            715'858.30            
Sozialhilfe Asylbereich 149'700.70            195'229.14            41'176.40              
Asylwesen -70'554.30             -44'454.60             -6'668.85               -93'052.10             -35'926.40             
Übriges Sozialwesen (Regionaler Dienst) 233'059.00            235'744.40            216'283.95            182'891.55            197'416.79            

Total 1'522'317.97          1'347'128.90          977'945.80            727'870.52            877'348.69            644'969.28      

Mehraufwand/Mehrertrag
gegenüber dem Vorjahr

250'075.28            175'189.07            369'183.10            -149'478.17           

im Bereich Soziahlhilfe integriert

Steuern / Finanzausgleich Differenz

2018 2017 2016 2015 2014 2018 - 2014

Anzahl Einwohner / Steuerfuss 2440 / 60 % 2427 / 60 % 2448 / 58 % 2411 / 58 % 2405 / 58 %

Steuereinnahmen nat. Pers. laufendes Jahr 4'165'127.40          3'928'840.75          3'574'588.60          3'484'580.00          3'303'664.80          
Steuereinnahmen nat. Pers. Vorjahr 263'256.40            177'584.00            410'545.25            472'782.20            244'377.30            
Steuereinnahmen jur. Personen laufendes Jahr 261'738.65            497'743.65            521'375.20            473'162.55            1'730'451.45          
Steuereinnahmen jur. Personen Vorjahr -31'832.80             49'159.85              86'487.30              -2'389'188.20        -58'380.95             
Quellensteuer 96'106.70              159'329.56            159'253.21            247'941.50            134'750.26            

Total 4'754'396.35          4'812'657.81          4'752'249.56          2'289'278.05          5'354'862.86          -600'466.51     

Differenz zum Vorjahr -58'261.46             60'408.25              2'462'971.51         -3'065'584.81        

Finanzausgleich 1'742'882.00          2'073'066.00          3'533'877.00          730'140.00            3'247'855.00          -1'504'973.00  

Differenz zum Vorjahr -330'184.00           -1'460'811.00        2'803'737.00         -2'517'715.00        

 -
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
Dass das Ergebnis 2018 um Fr. 77'414.84 schlechter ausgefallen ist als budgetiert, ist der Aus-
finanzierung der Unterdeckung der BL PK für die Lehrpersonen geschuldet. Nach einem sehr 
erfolgreichen Jahr 2017 der BL PK, konnte die Rückstellung mit der Rechnung 2017 um die 
Hälfte reduziert werden. Leider fiel die Rendite für das Jahr 2018 negativ aus und der Kanton 
hat uns angewiesen die Rückstellung erneut anzupassen. Für die Gemeinde Oberdorf bedeutete 
dies eine Aufstockung um Fr. 150'000.00. 
 
 
Zahlen der Jahresrechnung 2018 
 

 
 
 
Liquidität 
Alle Ausgaben aus der Erfolgs- und Investitionsrechnung konnten im Jahr 2018 mit eigenen 
Mitteln gedeckt werden. 
 
 
Eigenkapital 
Das Eigenkapital beläuft sich per 31.12.2018 auf Fr. 3‘419‘218.42 und hat im Laufe des Jahres 
folgende Veränderung erfahren: 
 
Anfangsbestand 01.01.2018 Fr. 4‘036‘331.26 
Mehraufwand Rechnung 2018  Fr. 617‘112.84 
Eigenkapital 31.12.2018 Fr. 3‘419‘218.42 
 
 
Nachfolgend die grösseren Abweichungen der Jahresrechnung 2018 gegenüber dem Budget 
2018 und der Rechnung 2017. 
 
Ertrag 
Der Ertrag von Fr. 11‘180‘565 liegt Fr. 1‘120‘887 über dem Budget 2018 und  
Fr. 457‘412 über dem Vorjahreswert. 
 
 
 Abweichung der Kostenarten 
 Budget 2018 Rechnung 2017 
 
Steuereinnahmen + 324‘396 - 58‘261 
 

Die Steuereinnahmen sind gegenüber dem Budget 2018 angestiegen. Gegenüber der Rechnung 
2017 ist hingegen ein Rückgang zu verzeichnen, der vorallem auf die tieferen Ertragssteuern 
der juristischen Personen zurückzuführen ist. 

Rechnung 2018 Budget 2018 Rechnung 2017

Ertrag 11'180'565                  10'059'678                  10'723'153                  
Aufwand 11'797'677                  10'599'376                  10'679'662                  

Ertragsüberschuss 43'491                         
Aufwandüberschuss 617'113                       539'698                       
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
 Abweichung der Kostenarten 
 Budget 2018 Rechnung 2017 
 
Entgelte + 254‘417 + 156‘115 
 

Die höheren Einnahmen sind aufgrund der geleisteten Parkplatzersatzgaben, welche aber über 
den Aufwand in die Bilanz verbucht werden, sowie die gestiegenen Rückerstattungen von Drit-
ten entstanden. 
 
Verschiedene Erträge + 159‘269 + 120‘897 
 

Einnahmen aus der Investitionsrechnung (Anschlussgebühren Abwasser), welche nicht zur Ab-
schreibung des Verwaltungsvermögens verwendet werden konnten, da keines mehr vorhanden 
war. Der Überschuss musste in die Erfolgsrechnung gebucht werden. 
 
Finanzertrag + 52‘864 - 3‘651 
 

Gegenüber dem Budget stiegen die Einnahmen aus den Verzugszinsen Steuern.  
 
Entnahme aus Fonds/Spezialfinanzierungen - 7‘342 + 46‘566 
 

Zusätzliche Entnahme aus dem Fonds „Schutzraumbauten“ für die Sanierungsarbeiten MZH-
Vorplatz, welche die Zivilschutzanlage betrafen. 
 
Tansferertrag + 346‘435 + 186‘464 
 

Höherer Sonderlastenausgleich aufgrund der hohen Anzahl Schüler und deren Entfernung zum 
Schulort, der Anzahl der Sozialhilfeempfänger und der Nicht-Siedlungsfläche. Ausserdem gab 
es eine einmalige EL-Kompensationszahlung an die Gemeinde aufgrund der Fairness-Initiative. 
Der Finanzausgleich ist aufgrund der höheren Steuereinnahmen 2017 hingegen tiefer ausgefal-
len. 
 
Aufwand 
Der Aufwand von Fr. 11‘797‘677 liegt Fr. 1‘198‘301 über dem Budget 2018 und  
Fr. 1‘118‘015 über dem Vorjahreswert. 
 
 
 Abweichung der Kostenarten 
 Budget 2018 Rechnung 2017 
 
Personalaufwand + 342‘411 + 444‘939 
 

Die Löhne der Lehrpersonen bzw. der Schulleitung sind höher ausgefallen. Dies da eine zusätz-
liche EK-Klasse geführt werden musste, es mehr ISF und DaZ-Stunden brauchte und es zahl-
reiche Stellvertretungen aufgrund von Krankheit und Mutterschaft gab. 
 
Sachaufwand + 76‘450 + 111‘263 
 

Höhere Kosten im Bereich KESB & BB. Umbuchung der Kosten für die Sanierungsarbeiten 
MZH-Vorplatz, welche die Zivilschutzanlage betrafen. Damit die Kosten über den Fonds 
„Schutzraumbauten“ gedeckt werden konnten, musste der Aufwand von der Investitionsrech-
nung in die Erfolgsrechnung verbucht werden. 
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
 Abweichung der Kostenarten 
 Budget 2018 Rechnung 2017 
 
Einlage in Fonds/Spezialfinanzierungen + 73‘188 + 30‘397 
 

Einlage der Einnahmen aus der Parkplatzersatzabgabe in den Fonds. 
 
 
Transferaufwand + 740‘332 + 517‘612 
 

Höhere Kosten für die Sozialhilfe und Pflegefinanzierung. 
 
 
Zusammenfassung einiger Zahlen aus der Jahresrechnung: 
 

 
 
 
ANTRAG 
 
Der Gemeinderat beantragt Ihnen, die Jahresrechnung der Einwohnergemeinde für das 
Jahr 2018 in der vorliegenden Form zu genehmigen.  
 
 
Die detaillierte Jahresrechnung 2018 der Einwohnergemeinde kann ab sofort auf der Gemein-
deverwaltung bezogen oder von unserer Homepage unter www.oberdorf.bl.ch heruntergeladen 
werden. Besten Dank. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rechnung 2018 Rechnung 2017

Ergebnis -617'113                      43'491                         

Eigenfinanzierung -442'068                      209'268                       

Nettoinvestitionen 233'877                       57'699                         

Finanzierungssaldo -675'944                      151'569                       
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
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Zu Traktandum Nr. 3 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 

 
 
 
 



1
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Z
u T

raktandum
 N

r. 3 der E
inw

ohnergem
eindeversam

m
lung vom

 17. Juni 2019 
  

 

Ergebnisse Rechnung Budget Rechnung
2018 2018 2017
Fr. Fr. Fr. Fr. % Fr. %

Laufende Rechnung
Ertrag 11'180'565      10'059'678      10'723'153      1'120'887        11           457'412          4             
Aufwand 11'797'677      10'599'376      10'679'662      1'198'301        11           1'118'015        10           
Ergebnis Laufende Rechnung -617'113       -539'698       43'491          -77'415         -660'603       

Eigenfinanzierung
Saldo Laufende Rechnung -617'113         -539'698         43'491            -77'415           14           -660'603         
Abschreibungen Verw.-Vermögen 175'045          195'396          165'777          -20'351           -10          9'268              6             
Zusätzliche Abschreibungen VV -                 -                 -                 -                 -                 -          
Eigenfinanzierung / Cashflow -442'067       -344'302       209'268        -97'765         -651'335       

Investitionsrechnung
Ausgaben 655'851          506'000          238'031          149'851          30           417'820          176         
Einnahmen 421'974          150'000          180'332          271'974          181         241'642          134         
Nettoinvestitionen 233'877        356'000        57'699          -122'123       176'177        

Finanzierung
Eigenfinanzierung -442'067         -344'302         209'268          -97'765           28           -651'335         -311        
Nettoinvestitionen 233'877          356'000          57'699            -122'123         -34          176'177          305         
Finanzierungssaldo -675'944       -700'302       151'568        24'358          -827'512       

Voranschlag Vorjahr
Veränderungen
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Z
u T

raktandum
 N

r. 3 der E
inw

ohnergem
eindeversam

m
lung vom

 17. Juni 2019 
  

 

Bilanz 31.12.2018 31.12.2017

Aktiven Fr. Fr. Fr. %

Finanzvermögen 7'451'745           8'323'281           -871'536            -12        

Verwaltungsvermögen allgemeiner Haushalt 2'813'454           2'533'105           280'349              10         

Verwaltungsvermögen Spezialfinanzierungen Wasser 122'555              184'805              -62'250              -51        

Verwaltungsvermögen Spezialfinanzierungen Abwasser -                    -                    -                    

Total Aktiven 10'387'754       11'041'191       -653'437           -6         

Passiven Fr. Fr. Fr. %

Fremdkapital 3'386'886           3'396'768           -9'882                -0         

Eigenkapital allgemeiner Haushalt 3'980'157           4'540'695           -560'538            -14        

Eigenkapital 3'419'218               4'036'331               -617'113                 -18          

Vorfinanzierungen 431'283                  447'007                  -15'724                   -4             

Fonds und privatrechtliche Zweckbindungen 129'656                  57'356                    72'300                    56            

Eigenkapital Spezialfinanzierung Wasser 1'091'281           1'167'690           -76'409              -7         

Eigenkapital Spezialfinanzierung Abwasser 1'757'387           1'756'499           888                    0           

Eigenkapital Spezialfinanzierung Abfall 172'043              179'539              -7'496                -4         

Total Passiven 10'387'754       11'041'191       -653'437           -6         

Veränderung
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Zu Traktandum Nr. 4 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
4. Revision Personalreglement 
 
Mit dem Urteil des Kantonsgerichts im Falle des ehemaligen Ortspolizisten, wurde der Gemein-
derat Oberdorf darauf hingewiesen, dass das Personalreglement in einigen Punkten verbessert 
werden muss. Vor allem die Funktionen im Nebenamt seien nicht richtig geregelt. 
 
Mit Beginn der Überarbeitung zeigte sich schnell, dass das Personalreglement eine Totalrevi-
sion benötigt und dazu ein separates Reglement für die Entschädigungen von Behörden, Kom-
mission und Nebenfunktionen erstellt werden muss. 
 
Die beiden grössten Änderungen im Personalreglement betrifft die Lohnklassen und die Lohn-
fortzahlung. Die Lohnklassen sind neu im Anhang festgelegt und werden nicht wie bis anhin 
vom Kanton übernommen, dies auch im Hinblick auf die möglichen Änderungen des Kantons 
in diesem Bereich. Weiter hat auch die Höhe der Lohnfortzahlung im Unfall- bzw. Krankheits-
falle und bei Militär- und Zivilschutzdienst Anpassungen erfahren. Ausserdem wurden diverse 
§§ den Änderungen im kantonalen Personalreglement angepasst. 
 
Nach einer fast 2jährigen Vorprüfung durch den Kanton, hat dieser dem vorliegenden Regle-
ment die Genehmigung in Aussicht gestellt. 
 
 
ANTRAG 
 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, das Personalreglement zu genehmigen. 
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Zu Traktandum Nr. 4 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
Revision Personalreglement – Synopse 
 
Neues Reglement Altes Reglement 
 

Die Einwohnergemeindeversammlung Oberdorf, ge-
stützt auf § 47 des Gemeindegesetzes vom 28. Mai 
1970, erlässt folgendes Reglement: 
 

Die Einwohnergemeindeversammlung Oberdorf, ge-
stützt auf § 47 des Gemeindegesetzes vom 28. Mai 
1970, erlässt folgendes Reglement: 
 

A) Geltungsbereich und allgemeine Bestim-
mungen 

 

 

§ 1 Grundsätze und Instrumente der Personal-
politik (Zielparagraph) 

 
1 Die in diesem Reglement verwendeten Personen-

bezeichnungen gelten für beide Geschlechter. 
 
2 Der Gemeinderat bestimmt die Personalpolitik. Sie 

soll: 
 

a) den wirtschaftlichen, wirksamen und dem ste-
ten Wandel der Aufgaben angepassten Perso-
naleinsatz sicherstellen; 

 
b) die Voraussetzungen schaffen, um die zur Er-

füllung der Aufgaben der Gemeinde geeigne-
ten Mitarbeiter zu gewinnen und zu erhalten; 

 
c) die berufliche Eignungen und Fähigkeiten der 

Mitarbeiter aller Stufen entwickeln und för-
dern, 

 
d) im Rahmen der verfügbaren Mittel die Be-

schäftigung und Eingliederung von Behinder-
ten und Wiedereingliederung von Erwerbslo-
sen fördern; 

 
e) flexible Arbeitsformen und flexible Arbeits-

zeitmodelle ermöglichen. 
 
3 Der Gemeinderat schafft die Instrumente zur Per-

sonalpolitik, insbesondere zur Führung, Förderung 
und Beurteilung von Mitarbeitern, zu deren Aus- 
und Weiterbildung und zur Verwirklichung der 
Chancengleichheit. 

 

§ 1 Grundsätze und Instrumente der Personalpo-
litik (Zielparagraph) 

 
 
 
 
Der Gemeinderat bestimmt die Personalpolitik. Sie 
soll: 
 
a) die Voraussetzungen schaffen, um die zur Erfül-

lung der Aufgaben der Gemeinde geeigneten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen und zu 
erhalten 

 
b) den Bedürfnissen der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter in der Arbeitswelt Rechnung tragen 
 
c) die berufliche und persönliche Entwicklung der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fördern 
 
d) die Beschäftigung und Eingliederung von Behin-

derten fördern 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gemeinderat schafft die Instrumente zur Personal-
politik, insbesondere zur Führung, Förderung und Be-
urteilung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, zu 
deren Aus- und Weiterbildung und zur Verwirkli-
chung der Chancengleichheit. 
 

§ 2 Geltungsbereich 
 
1  Dieses Reglement ordnet das Arbeits- und Entlöh-

nungsverhältnis der öffentlich-rechtlich angestell-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

 
 

 

 

 

 

§ 2 Geltungsbereich 
 
1  Dieses Reglement ordnet die Arbeits- und Entlöh-

nungsverhältnisse der vollzeits-, teilzeits- und aus-
hilfsweise tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie die Rechte und Pflichten und die Vergütungen 
der Behörden, Kommissionen und nebenamtlich tä-
tigen Personen der Einwohner- und Bürgerge-
meinde, soweit nicht kantonales Recht zur Anwen-
dung kommt. 
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2  Soweit dieses Reglement sowie die Verordnung 
und der jeweilige Arbeitsvertrag nichts anderes be-
stimmt, gelten sinngemäss die Bestimmungen des 
kantonalen Personalrechts. 

 
3  Enthält das kantonale Personalrecht keine entspre-

chende Regelung, finden die Bestimmungen des 
Obligationenrechts sinngemäss Anwendung. 

 
 
 
 
 
 
4  Für die Lehrkräfte an der Primarschule sowie der 

Logopädie gilt das kantonale Personalgesetz. 
 
 
 
 
5  Für Lehrverhältnisse in Berufen, die vom Bundes-

gesetz über die Berufsbildung erfasst sind, gilt der 
Lehrvertrag. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2  Unter Vorbehalt abweichender Bestimmungen der 
kantonalen Schulgesetzgebung gilt dieses Regle-
ment auch für die Lehrkräfte an den Kindergärten. 

 
3  Für die Lehrkräfte an der Primarschule sowie der 

Logopädie gelten das kantonale Personalgesetz, das 
Schulgesetz sowie die diese Gesetze ergänzenden 
Erlasse 

 
4  Für Lehrverhältnisse in Berufen, die vom Bundes-

gesetz über die Berufsbildung erfasst sind, gilt der 
Lehrvertrag. 

 
§ 3 Behörden, Kommissionen und Nebenfunktio-

nen 
 
1  Mitglieder von Behörden, Kommissionen und Ne-

benfunktionen sind alle, die mit der Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben betraut und auf Amtsperiode 
oder für eine bestimmte Aufgabe gewählt sind. 

 
2  Das Reglement enthält folgende allgemeine Best-

immungen für die Mitglieder von Behörden und 
Kommissionen sowie für Inhaber von nebenamtli-
chen Funktionen der Gemeinde: 

 
a) Rechtsschutz (§ 28) 
 
b) Aufgabenerfüllung (§ 31) 
 
c) Pflicht zur Verschwiegenheit (§ 34) 

 
d) Ablehnung von Vorteilen (§ 35) 
 
e) Verantwortlichkeit (§ 62) 

 
f) Haftpflichtversicherung (§ 64) 

 

Behörden und Kommissionen 
 
 
§ 42 Amts- und Schweigepflicht / Geschenke  
 
Die Behörden- und Kommissionsmitglieder sind zur 
regelmässigen und pünktlichen Teilnahme an den Sit-
zungen verpflichtet. 
Behörde- und Kommissionsmitglieder sind verpflich-
tet, Feststellungen, die sie bei ihrer amtlichen Tätigkeit 
gemacht haben, gegenüber Aussenstehenden geheim 
zu halten, sofern das öffentliche oder ein privates Inte-
resse dies erfordert. Wo Sitzungen nicht öffentlich 
sind, dürfen Äusserungen und Stellungnahmen der 
einzelnen Mitglieder nicht an Aussenstehende be-
kanntgegeben werden. 
Den Behörde- und Kommissionsmitgliedern ist es un-
tersagt, im Zusammenhang mit ihren Amts- und 
Dienstpflichten Geschenke oder Provisionen anzuneh-
men. 
 

 § 43 Versicherungen 
 
Die Gemeinde schliesst die gesetzlich notwendigen 
Pauschalversicherungen gegen die Folgen von Berufs-
unfällen ab sowie die Haftpflicht- und Kautionsversi-
cherungen. Sie bezahlt die betreffenden Prämien. 
 

 § 44 Entschädigungen 
 
Die Auszahlung der Entschädigungen erfolgt in der 
Regel auf Jahresende bzw. per Ablauf einer Amtsperi-
ode. 
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§ 4 Mitarbeiter und Arbeitsverhältnis 
 
1  Die Mitarbeiter der Gemeinde stehen grundsätzlich 

in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis.  
 

§ 3 Öffentlich-rechtliches Arbeitsverhältnis 
 
1  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde 

stehen im öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis. 
Die Anstellung erfolgt durch die Unterzeichnung ei-
nes öffentlich-rechtlichen Vertrages.  

 
2  Soweit dieses Reglement keine Vorschriften enthält, 

werden die Bestimmungen der kantonalen Verwal-
tung angewendet. 

 
§ 5 Stellenschaffung und -bewirtschaftung 
 
1 Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehen-

der Stellen beschliesst die Gemeindeversammlung. 
 
2  Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehen-

der Lehrerstellen der Primarschule sowie der Kin-
dergärten werden vom Kreisschulrat beantragt. 

 

§ 4 Stellenplan 
 
Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehender 
Stellen beschliesst die Gemeindeversammlung. 
 
Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehender 
Lehrerstellen der Primarschule sowie der Kindergär-
ten werden vom Kreisschulrat beantragt.1 

 
§ 6 Stellenausschreibung 
 
1 Freie oder neu geschaffene Stellen werden, auch 

bei voraussichtlicher interner Besetzung, mit einer 
angemessenen Anmeldefrist öffentlich ausge-
schrieben. 

 

§ 5 Stellenausschreibung 
 
1  Freie oder neu geschaffene Stellen werden, auch bei 

voraussichtlicher interner Besetzung, mit einer an-
gemessenen Anmeldefrist öffentlich ausgeschrie-
ben. 

 
2  Genügt das Ergebnis der Ausschreibung nicht, kann 

die Stelle durch Berufung besetzt werden. 
 

§ 7 Anstellungsbehörde 
 
1 Anstellungsbehörde der Lehrkräfte ist der Schulrat. 
 
2  Anstellungsbehörde aller übrigen Mitarbeiter ist 

der Gemeinderat. 
 

§ 6 Anstellungsbehörden 
 
1  Anstellungsbehörde der Lehrkräfte ist der Kreis-

schulrat. 
 
2  Anstellungsbehörde aller übrigen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter ist der Gemeinderat. 
 

B) Das Arbeitsverhältnis 
 

 

§ 8 Entstehung und Dauer des Arbeitsverhältnis-
ses 

 
 Das Arbeitsverhältnis entsteht durch schriftlichen 

Vertrag. Es ist in der Regel unbefristet. 

 

 

 § 11 Aufgabenumschreibung 
 
Diese erfolgt als Anhang zum Arbeitsvertrag und in 
den organisatorischen Regelungen der Gemeinde. 
 

§ 9 Probezeit 
 
1 Die ersten 3 Monate des Arbeitsverhältnisses gel-

ten als Probezeit. 
 
 
2  Die Probezeit kann in begründeten Fällen um 3 

Monate verlängert werden. 
 

§ 7 Probezeit  
 
Die Probezeit beträgt in der Regel drei Monate. Der 
Gemeinderat kann in speziellen Fällen davon abwei-
chende Regelungen treffen. 
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3  Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis 
beidseitig jederzeit mit einer Kündigungsfrist von 
7 Tagen gekündigt werden. 

 
§ 10 Beendigungsgründe 
 
1  Das Arbeitsverhältnis endet aufgrund: 
 

a) ordentlicher Kündigung 
 
b) fristloser Kündigung 
 
c) Auflösung in gegenseitigem Einvernehmen 
 
d) Ablauf einer befristeten Anstellung 
 
e) Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität 
 
f) Erreichen der Altersgrenze 

 
g) Versetzung in den Ruhestand 

 
h) Tod 

 

 

§ 11 Kündigungsfrist, -termin und -form 
 
1 Die Frist für die Kündigung des Arbeitsverhältnis-

ses nach Ablauf der Probezeit beträgt für beide Par-
teien 3 Monate auf Monatsende. 

 
2  für den Verwalter und den Bauverwalter gilt nach 

beendeter Probezeit eine Kündigungsfrist von 6 
Monaten. 

 
 
 
 
 
3  Die Kompetenz für die Auflösung des Arbeitsver-

hältnisses durch die Gemeinde, liegt bei jener In-
stanz, die gemäss § 7 die Anstellung beschliesst. 

 
4  Erfolgt die Kündigung von Seiten der Gemeinde, 

so ist sie zu begründen und mit einer Rechtsmittel-
belehrung zu versehen. 

 
5  Kündigungen seitens der Mitarbeiter sind schrift-

lich an den Gemeinderat zu richten. Lehrkräfte 
richten ihre Kündigung an den Schulrat. 

 

§ 8 Kündigung 
 
Die Kündigungsfristen betragen: 
 • 14 Tage während der Probezeit 
 • einen Monat im ersten Dienstjahr 
 • drei Monate ab dem zweiten Dienstjahr 
 
In besonderen Fällen kann vertraglich eine längere 
Kündigungsfrist vereinbart werden.  
 
Als Kündigungstermin gilt jeweils das Ende eines Ka-
lendermonates (ausgenommen während der Probe-
zeit.) 
 
Die Kompetenz für die Auflösung der Arbeitsverhält-
nisse durch die Gemeinde liegt bei jener Instanz, die 
gemäss § 6 die Anstellung beschliesst. 
 
Erfolgt die Kündigung von Seiten der Gemeinde, so ist 
sie zu begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen. 
 
Kündigungen seitens der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind schriftlich an den Gemeinderat zu richten. 
Lehrkräfte richten ihre Kündigung an die Ortsschul-
pflege. 
 

§ 12 Ordentliche Kündigung  
 
1 Der Mitarbeiter kann das Arbeitsverhältnis ohne 

Grundangabe kündigen. 
 
2  Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsver-

hältnis vom Arbeitgeber durch Kündigung aufge-
löst werden, wenn wesentliche Gründe diese Mas-
snahme rechtfertigen. Wesentliche Gründe liegen 
insbesondere vor: 

 

§ 9 Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
 
 
 
 
1  Nach Ablauf der Probezeit kann das Anstellungs-

verhältnis vom Arbeitgeber durch Kündigung auf-
gelöst werden, wenn wesentliche Gründe diese Mas-
snahme rechtfertigen. Wesentliche Gründe liegen 
vor, wenn: 
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a) wenn der Mitarbeiter dauernd oder langfristig 
an der Aufgabenerfüllung verhindert ist; 

 
b) wenn die Arbeitsstelle aufgehoben oder geän-

derten organisatorischen oder wirtschaftlichen 
Gegebenheiten angepasst wird und der Mitar-
beiter die Annahme des neuen oder eines an-
deren zumutbaren Aufgabenbereichs ablehnt 
oder die Zuweisung eines anderen Arbeitsbe-
reiches nicht möglich ist; 

 
c) wenn Mängel in der Leistung oder im Verhal-

ten trotz schriftlicher Verwarnung anhalten  
oder sich wiederholen; 

 
d) wenn der Mitarbeiter wichtige vertragliche  

oder gesetzliche Verpflichtungen verletzt hat; 
 
e) wenn der Mitarbeiter eine strafbare Handlung 

begangen hat, die nach Treu und Glauben mit 
der korrekten Aufgabenerfüllung nicht verein-
bar ist. 

 
3  Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist unzu-

lässig, wenn sie im Zusammenhang steht mit: 
 

a) der ordnungsgemässen Aufgabenerfüllung 
und Durchsetzung gesetzlicher oder behördli-
cher Erlasse; 

 
b) der Tätigkeit als Interessenvertreter des Perso-

nals. 
 

a) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter dauernd o-
der langfristig an der Aufgabenerfüllung verhin-
dert ist; 

 
b) die Arbeitsstelle aufgehoben wird 
 
c) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter wiederholt 

ungenügende Leistungen erbringt; 
 
d) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die ver-

traglichen oder gesetzlichen Verpflichtungen 
wiederholt verletzt hat. 

 
 
 
 
 

§ 13 Fristlose Kündigung 
 
1 Aus wichtigen Gründen kann das Arbeitsverhältnis 

beidseitig jederzeit ohne Einhaltung von Fristen 
gekündigt werden. 

 
2  Als wichtiger Grund gilt jeder Umstand, bei dessen 

Vorhandensein nach Treu und Glauben die Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses nicht zumutbar ist. 

 

 

 

2  Das Arbeitsverhältnis kann aus wichtigen Gründen 
beidseitig jederzeit ohne Einhaltung von Fristen auf-
gelöst werden. 

 
Als wichtiger Grund gilt jeder Umstand, bei dessen 
Vorhandensein nach Treu und Glauben die Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses nicht zumutbar ist.  
 

§ 14 Auflösung in gegenseitigem Einvernehmen 
 
1  Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit in gegenseiti-

gem Einvernehmen durch schriftliche Vereinba-
rung aufgelöst werden. 

 

 

§ 15 Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität 
 
1  Das Arbeitsverhältnis endet mit dem Tag an dem 

Anspruch auf eine Invalidenrente besteht. Die 
Kündigungsfrist ist hinfällig. 

 
2 Bei der Zusprechung einer Invalidenrente aufgrund 

einer Teilinvalidität kann ein neues Arbeitsverhält-
nis begründet werden.  

 
 
 
 

 

 

4  Das Arbeitsverhältnis endet infolge Erreichens der 
Altersgrenze oder im Invaliditätsfall mit Einsetzen 
der Rentenzahlungen der beruflichen Vorsorgeein-
richtung, bzw. der Invalidenversicherung. Bei der 
Zusprechung einer Teilinvalidenrente ist das Ar-
beitsverhältnis neu abzuschliessen. 
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§ 16 Erreichen der Altersgrenze 
 
1  Das Arbeitsverhältnis endet grundsätzlich am letz-

ten Tag des Monats, in dem der Mitarbeiter das 65. 
Altersjahr vollendet hat. 

2  Das Arbeitsverhältnis kann im gegenseitigen Ein-
vernehmen über die Altersgrenze hinaus bis höchs-
tens zur Vollendung des 70. Altersjahres verlängert 
werden. 

 
3  Für Mitarbeiter, die im Rahmen befristeter Anstel-

lungsverträge beschäftigt werden, gilt keine Alters-
grenze. 

 

 

§ 17 Kündigung zu Unzeit 
 
2  Für die Kündigung zu Unzeit nach Ablauf der Pro-

bezeit gelten die Bestimmungen des Obligationen-
rechts sinngemäss. 

 
3  Im Falle unverschuldeter Krankheit oder unver-

schuldeten Unfalls beträgt die Sperrfrist jedoch im 
ersten Anstellungsjahr nach Ablauf der Probezeit 
90 Tage, danach 180 Tage. 

 

 

 

3  Die Bestimmungen über die Kündigung zur Unzeit 
sind nach Ablauf der Probezeit anzuwenden.  

 
 
Im Falle unverschuldeter Krankheit oder unverschul-
deten Unfalls beträgt die Sperrfrist im ersten Anstel-
lungsjahr 90 Tage, danach 180 Tage. 
 

§ 18 Arbeitszeugnis 
 
1  Der Mitarbeiter erhält bei Beendigung des Arbeits-

verhältnisses ein Zeugnis, das sich über die Art und 
Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über Leis-
tung und Verhalten ausspricht. 

 
2  Der Mitarbeiter kann jederzeit während der Dauer 

des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlangen, 
das sich über die Art und Dauer des Arbeitsverhält-
nisses sowie über Leistung und Verhalten aus-
spricht. 

 
3  Auf Verlangen des betroffenen Mitarbeiters hat 

sich das Zeugnis auf Angabe über Art und Dauer 
des Arbeitsverhältnisses zu beschränken. 

 

 

§ 19 Disziplinarrecht 
 
1 Mitarbeiter, welche vorsätzlich oder fahrlässig ihre 

Dienstpflicht verletzen oder vernachlässigen, sind 
disziplinarisch zu bestrafen. 

 
2 Mögliche Disziplinarmassnahmen sind: 
 

a) Verweis 
 

b) Geldbusse bis zu einem Monatsgehalt 
 

c) Versetzung mit gleicher oder geringerer Be-
soldung 

 

d) Herabsetzung der Besoldung 
 

e) Versetzung ins Provisorium 
 

f )  Entlassung 
 
Die einzelnen Massnahmen können verbunden 

werden. 

§ 10 Disziplinarmassnahmen und -verfahren 
 
1  Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die vorsätzlich o-

der grobfahrlässig ihre Dienstpflichten verletzen o-
der vernachlässigen, sind disziplinarisch zu bestra-
fen. Dies gilt sinngemäss für ein mit der Ausübung 
des Dienstes unvereinbares Verhalten. 

 
2  Besteht gegenüber einer Mitarbeiterin oder einem 

Mitarbeiter der Verdacht eines solchen Disziplinar-
tatbestandes, so hat der Gemeinderat ein Diszipli-
narverfahren einzuleiten. 

 
3  Er kann die beschuldigte Person vorläufig im Amt 

einstellen und ihre Besoldung während der Dauer 
des Verfahrens sperren. 

 
4  Die beschuldigte Person ist von der Eröffnung eines 

Disziplinarverfahrens sofort schriftlich in Kenntnis 
zu setzen. 
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§ 20 Disziplinarverfahren 
 
1 Disziplinarbehörde für alle Mitarbeiter ist der Ge-

meinderat. 
 
2 In Bezug auf das Disziplinarverfahren und auf das 

rechtliche Gehör gelten die kantonalen Bestim-
mungen. 

 
3 Die disziplinarische Verantwortlichkeit ist unab-

hängig von der strafrechtlichen Verfolgung. Jedoch 
ist ein Disziplinarverfahren während eines für den 
nämlichen Tatbestand hängigen Strafverfahrens zu 
sistieren. Vorbehalten bleibt die provisorische Ein-
stellung im Amt. 

 

 
5  Das Disziplinarverfahren ist so rasch als möglich 

abzuschliessen. 
 
6 Disziplinarbehörde für alle Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter ist der Gemeinderat. 
 
7  Der Gemeinderat bestimmt im Einzelfall, wer als 

Untersuchungsorgan eingesetzt wird. Die Leitung 
der Untersuchung obliegt dem Gemeinderat, er be-
schliesst die Disziplinarmassnahmen. 

 
8  Der beschuldigten Person sind die ihr vorgeworfe-

nen Verfehlungen bekanntzugeben. Sie hat das 
Recht, dazu Stellung zu nehmen und die zu ihrer 
Entlastung dienenden Tatsachen und Beweise vor-
zubringen sowie ihre mündlichen Aussagen durch 
schriftliche Eingaben zu ergänzen. 

 
9  Die beschuldigte Person ist auf die Möglichkeit der 

Verbeiständung aufmerksam zu machen. 
 
10 Hält die Disziplinarbehörde die Beschuldigung für 

unbegründet, so stellt sie das Verfahren ein. Bejaht 
sie das Vorliegen eines Disziplinartatbestandes, so 
verhängt sie nach Massgabe des Verschuldens eine 
der nachstehenden Disziplinarmassnahmen. 

 
11  Disziplinarmassnahmen sind: 

- schriftlicher Verweis 
-  Geldbusse analog der Bestimmungen des Gemein-

degesetzes 
-  Versetzung im Dienst, mit oder ohne Lohnein-

busse 
-  Herabsetzung der Besoldung 
-  befristete Versetzung ins Provisorium 
-  Entlassung 

 
12  Bei geringfügigen Verletzungen der Dienstpflicht 

ist von einer Disziplinarstrafe abzusehen, sofern 
eine Ermahnung durch den Gemeinderat ausreicht. 

 
13  Das Ergebnis der Disziplinaruntersuchung ist der 

betreffenden Person schriftlich zu eröffnen. Der 
Disziplinarentscheid enthält den Tatbestand und 
eine Begründung. Bei Anordnung einer Disziplinar-
massnahme ist der Entscheid des Gemeinderates mit 
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

 
14  Gegen disziplinarische Verfügungen des Gemeinde-

rates kann innert 10 Tagen seit Zustellung schriftlich 
und begründet Beschwerde beim kantonalen Ver-
waltungsgericht in Liestal erhoben werden. 

 
15  Diese Beschwerdemöglichkeit gilt nicht bei schrift-

lichen Verweisen. 
 
16  Die Verhängung einer Disziplinarmassnahme be-

rührt die strafrechtliche Verantwortung nicht. 
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17  Wird wegen des gleichen Tatbestandes neben dem 
Disziplinarverfahren auch ein Strafverfahren durch-
geführt, so kann der Entscheid über die disziplinari-
sche Massnahme bis zur Beendigung des Strafver-
fahrens ausgesetzt werden. 

 Vorbehalten bleibt die provisorische Einstellung im 
Amt. 

 
18  Wird der Zweck einer in Frage stehenden Diszipli-

narmassnahme schon durch ein Strafurteil erreicht, 
so ist auf diese zu verzichten. 

 
19  Das Urteil des Strafgerichtes ist für die Disziplinar-

behörde nicht verbindlich. 
 

C) Rechte im Einzelnen 
 

 

§ 21 Berufsbildung 
 
1 Die Berufsbildung umfasst alle grundlegenden 

Massnahmen zur Erlernung eines Berufes im Rah-
men einer Tätigkeit bei der Gemeinde. 

 
2 Im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten stellt 

die Gemeinde Ausbildungsplätze zur Verfügung. 
 

 

§ 22 Personalentwicklung 
 
1 Die Gemeinde fördert im Rahmen ihrer Bedürf-

nisse als Arbeitgeber mit geeigneten Massnahmen 
eine nachhaltige Personalentwicklung. 

 
2 Personalentwicklung umfasst alle Massnahmen, 

welche Mitarbeiter befähigen, die mit ihrer gegen-
wärtigen oder zukünftigen Funktion verbundenen 
Aufgaben zu erfüllen. 

 
3 Personalentwicklungsmassnahmen können von 

den vorgesetzten Stellen angeordnet werden. 
 
4 Der Gemeinderat regelt die Handhabung. 
 

§ 24 Weiterbildung / Fortbildung 
 
Der Gemeinderat fördert und unterstützt die Weiter- 
und Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 

§ 23 Arbeitsverpflichtung und Kostentragung 
 
1 Mit der Bewilligung von nicht angeordneten Per-

sonalentwicklungsmssnahmen können wahlweise 
oder kumulativ eine befristete Verpflichtung zur 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses und die 
Pflicht zur Kostentragung verbunden werden. 

 

 

§ 24 Mitarbeitergespräch 
 
1 Der Vorgesetzte führt mit dem Mitarbeiter mindes-

tens einmal pro Jahr ein Mitarbeitergespräch. 
 

 

§ 25 Erwerbstätigkeit ausserhalb des Anstellungs-
verhältnisses 

 
1 Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ausserhalb 

des Arbeitsverhältnisses bedarf der Bewilligung 
des Gemeinderates. 

 

§ 14 Nebenbeschäftigung 
 
 
Entgeltliche Nebenbeschäftigungen für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter mit einem Vollpensum bedürfen 
der Bewilligung des Gemeinderates. 
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2 Die Bewilligung darf nur verweigert werden wenn: 
 

a) das Arbeitspensum und die Erwerbstätigkeit 
ausserhalb desselben mehr als ein Vollpensum 
ergeben; 
 

b) die Erwerbstätigkeit ausserhalb des Arbeits-
verhältnisses die Aufgabenerfüllung beein-
trächtigt; 

 
c)  die Erwerbstätigkeit ausserhalb des Arbeits-

verhältnisses den Interessen der Gemeinde zu-
wider läuft. 

 
§ 26 Öffentliche Ämter 
 
1 Beabsichtigt ein Mitarbeiter sich für ein öffentli-

ches Amt zur Verfügung zu stellen, hat er den Ge-
meinderat vorgängig darüber zu informieren und 
eine Bewilligung einzuholen. 

 
2 Beurlaubung und Besoldung bei der Ausübung ei-

nes Mandates in Bund, Kanton oder Gemeinde so-
wie in kirchlichen und gemeinnützigen Institutio-
nen werden von Fall zu Fall durch den Gemeinde-
rat geregelt. 

 

§ 21 Öffentliche Ämter 
 
Beurlaubung und Besoldung bei der Ausübung eines 
Mandates in Bund, Kanton oder Gemeinde sowie in 
kirchlichen und gemeinnützigen Institutionen werden 
von Fall zu Fall durch den Gemeinderat geregelt. Die 
Annahme öffentlicher Ämter ist grundsätzlich bewilli-
gungspflichtig. 
 

§ 27 Mitsprache 
 
1 Die Mitarbeiter haben das Mitspracherecht in allen 

sie betreffenden Fragen. 
 

§ 23 Mitsprache 
 
Dem Personal ist das Mitspracherecht in den sie be-
rührenden Fragen zugesichert. 
 

§ 28 Rechtsschutz 
 
1 Die Gemeinde gewährt den Mitarbeitern Rechts-

schutz, wenn gegen sie von Dritten im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit für die Gemeinde ein ge-
richtliches Verfahren angehoben wird. 

 
2 Mitarbeiter die sich veranlasst sehen, gegen jeman-

den wegen Vorkommnissen im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit bei der Gemeinde gerichtlich 
vorzugehen, können bei der Gemeinde um Rechts-
schutz ersuchen. 

 
3 Der Gemeinderat entscheidet über Art und Umfang 

des Rechtsschutzes. 
 

 

D) Pflichten im Einzelnen 
 

 

§ 29 Anerkennung des Reglements 
 
1 Mit der Anstellung anerkennen die Mitarbeiter die 

Bestimmungen des Reglements. 

 

§ 12 Anerkennung des Reglements 
 
Mit der Anstellung anerkennen die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter die Bestimmungen dieses Reglements. 
 

§ 30 Arbeitszeit 
 
1 Die Sollarbeitszeit richtet sich nach der vom Regie-

rungsrat jährlich festgelegten Jahresarbeitszeit. 
 
2 Individuelle und flexible Arbeitsformen sind mög-

lich. 

§ 15 Arbeitszeit 
 
Die Arbeitszeit ist in der Verordnung I geregelt. 
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§ 31 Arbeitsleistung und Sorgfaltspflicht 
 
1 Die Mitarbeiter sind zur persönlichen Arbeitsleis-

tung verpflichtet. 
 
2 Sie haben die ihnen übertragenen Aufgaben gewis-

senhaft und effizient auszuführen, dabei die Wei-
sungen ihrer Vorgesetzten zu befolgen und die In-
teressen der Gemeinde zu wahren. 

 

§ 13 Arbeitsleistung 
 
 
 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben ihre Auf-
gaben gewissenhaft zu erfüllen und die Weisungen ih-
rer Vorgesetzten zu befolgen. 
 

§ 32 Pflicht zu ausserordentlichem Einsatz 
 
1 Kleine Schwankungen in der Arbeitsbelastung 

werden im Rahmen der Gleitzeitregelung ausgegli-
chen. 

 
2 Bei Mehrarbeit von erheblichem Umfang können 

die Mitarbeiter im Rahmen der Zumutbarkeit vo-
rübergehend über die ordentliche oder vereinbarte 
Arbeitszeit hinaus in Anspruch genommen werden. 

 Die Überzeit wird von den Vorgesetzten angeord-
net und durch Gewährung von Freizeit oder in aus-
serordentlichen Fällen durch Entschädigung ausge-
glichen. 

 

§ 17 Überzeitarbeit 
 
 
Kleinere Schwankungen in der Arbeitsbelastung wer-
den im Rahmen der Gleitzeitregelung ausgeglichen.  
 
 
Bei Mehrarbeit von erheblichem Umfang wird von den 
Vorgesetzten Überzeit angeordnet, welche durch Frei-
zeitgewährung oder in ausserordentlichen Fällen 
durch Entschädigung ausgeglichen wird. 
 

§ 33 Vorübergehende Zuweisung anderer Arbeit 
 
1 Im Bedarfsfall kann der Gemeinderat den Mitarbei-

ter weitere, andere oder zusätzliche Tätigkeiten zu-
weisen. Auf die Berufsbildung und Eignung ist 
Rücksicht zu nehmen. Stellvertretertätigkeit ist in 
der Regel in der Besoldung inbegriffen. 

 

§ 16 Weitere und andere Aufgaben 
 
Im Bedarfsfall kann der Gemeinderat den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern weitere, andere oder zusätzli-
che Tätigkeiten zuweisen. Auf die Berufsbildung und 
Eignung ist Rücksicht zu nehmen. Stellvertretertätig-
keit ist in der Regel in der Besoldung inbegriffen. 
 

§ 34 Schweigepflicht 
 
1 Die Mitarbeiter sind zur Verschwiegenheit über 

alle dienstlichen Angelegenheiten verpflichtet. 
Diese Pflicht bleibt auch nach Beendigung der An-
stellungszeit bestehen. 

 

§ 18 Schweigepflicht / Geschenke 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind zur Ver-
schwiegenheit über alle dienstlichen Angelegenheiten 
verpflichtet. Diese Pflicht bleibt auch nach Beendi-
gung der Anstellungszeit bestehen.  
 

§ 35 Ablehnung von Vorteilen 
 
1 Die Mitarbeiter dürfen im Zusammenhang mit ih-

rer dienstlichen Stellung keine Geschenke oder an-
dere Vorteile für sich oder andere fordern oder sich 
versprechen lassen. Ausgenommen sind geringfü-
gige Leistungen und Aufmerksamkeiten. 

 

 
 
Dem Personal ist es untersagt, im Zusammenhang mit 
ihren Arbeitspflichten Geschenke oder Provisionen 
anzunehmen. 

 § 19 Gemeindeeigene Wohnungen 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die ihnen 
zugewiesene Wohnung zu beziehen, falls dies zur Er-
füllung der Tätigkeit notwendig ist. Der Gemeinderat 
legt einen ortsüblichen Mietzins unter Berücksichti-
gung der Lage bzw. der in Kauf zu nehmenden Unan-
nehmlichkeiten fest. 
 

§ 36 Absenzen 
 
1 Absenzen infolge Krankheit oder Unfall, die mehr 

als 3 Arbeitstage dauern, sind durch ärztliches 
Zeugnis zu belegen. Die Anstellungsbehörde kann 

§ 20 Meldepflicht bei Arbeitsverhinderung 
 
Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter ist verpflich-
tet, eine allfällige Arbeitsverhinderung (Krankheit, 
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verlangen, auch kürzere Arbeitsausfälle nachzu-
weisen. 

 

Unfall etc.) unverzüglich dem Vorgesetzten zu mel-
den. Diese sind berechtigt, jederzeit ein Arztzeugnis zu 
verlangen. 
 

§ 37 Vertrauensärztliche Untersuchung 
 
1 Der Mitarbeiter kann in begründeten Fällen ver-

pflichtet werden, sich einer vertrauensärztlichen 
Untersuchung zu unterziehen. 

 

 

E) Lohn und andere geldwerte Leistungen 
 

 

§ 38 Lohnanspruch 
 
1 Der Mitarbeiter hat mit Beginn des Arbeitsverhält-

nisses Anspruch auf Lohn. Der Anspruch erlischt 
mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses, in jedem 
Fall jedoch mit dem Ende der Lohnfortzahlungs-
pflicht. 

 
2 Der Lohn wird dem Beschäftigungsgrad entspre-

chend angepasst. 
 

 

§ 39 Funktionskatalog 
 
1 Der Gemeinderat beschliesst den Funktionskatalog 

(Personalverordnung) und dessen Änderungen so-
wie die Einreihung der Mitarbeiter im Funktions-
katalog. 

 
2 Er orientiert sich am Einreihungsplan des kantona-

len Personalrechts. 

 

§ 28 Funktionskatalog 
 
Der Gemeinderat beschliesst den Funktionskatalog 
(Verordnung I) und dessen Änderungen sowie die Ein-
reihungen im Funktionskatalog. 
 

§ 40 Lohnklassen 
 
1 Für die Mitarbeiter gelten die Lohnklassen und 

Lohnansätze gemäss Lohntabelle im Anhang. 

 
 
 
 
2 Die Anpassung der Lohntabelle an die Teuerung 

richtet sich nach der kantonalen Regelung. 
 

§ 27 Lohnklassen 
 
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten die 
Lohnklassen und Lohnansätze gemäss jeweils gelten-
dem kantonalem Lohnschlüssel. 
 
§ 35 Teuerungszulage 
 
Für alle in der Verordnung I festgesetzten Löhne und 
Entschädigungen werden die kantonalen Entscheidun-
gen betr. Teuerungsausgleich übernommen, sofern 
dies nicht explizit anders geregelt ist.  
 

§ 41 Ordentlicher Stufenanstieg 
 
1 Der Anstieg in den Anlauf- und Erfahrungsstufen 

erfolgt jährlich per 1. Januar, wenn der Mitarbeiter 
den Stellenauftrag und die Stellenanforderung er-
füllt hat. 

 
2 Beginnt das Arbeitsverhältnis vor dem 2. Juli eines 

Jahres erfolgt per 1. Januar des folgenden Kalen-
derjahres ein Anstieg in den Anlauf- und Erfah-
rungsstufen nach Massgabe des Absatzes 1. 
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§ 42 Beschleunigter und nicht gewährter Stufen-
anstieg 

 
1 Bei nachgewiesener ausserordentlich guter Leis-

tung kann der Stufenanstieg beschleunigt erfolgen. 
Bei nachgewiesener ungenügender Leistung muss 
der Stufenanstieg nicht gewährt werden. 

 

§ 22 Beförderung 
 
 
Der Gemeinderat wird ermächtigt, bei einer Funkti-
onsänderung oder bei besonderen Leistungen eine 
Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter innerhalb der gel-
tenden Ämterklassifikation in eine höhere Klasse zu 
befördern. 
 

§ 43 Funktionsänderung 
 
1 Ändert die Funktion eines Mitarbeiters, erfolgt eine 

Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der 
Lohnklasseneinreihung und der Erfahrungsstufen-
zuweisung. 

 

 

§ 44 Ausrichtung des Lohnes 
 
1 Je ein Dreizehntel des Jahreslohnes wird in der Re-

gel am 25. jeden Monats bezahlt. 
 

2 Der 13. Monatslohn wird im November bzw. bei 
Austritt pro Rata mit der letzten Lohnzahlung aus-
bezahlt. 

 

§ 31 Fälligkeit des Lohnes 
 
Die Löhne werden den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern monatlich, in der Regel am 25. des Monats, aus-
bezahlt.  
Die Auszahlung des 13. Monatslohnes erfolgt im Mo-
nat November. Ausnahmen regelt der Gemeinderat. 
 
§ 34 Dreizehnter Monatslohn 
 
Die festangestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
haben Anspruch auf einen dreizehnten Monatslohn. 
Im Eintrittsjahr sowie bei Auflösung des Dienstver-
hältnisses wird der dreizehnte Monatslohn pro rata 
ausgerichtet. Der dreizehnte Monatslohn gilt als versi-
cherter Verdienst im Sinne der beruflichen Vorsorge. 
 
 

§ 45 Sozialzulagen 
 
1 Die Gemeinde richtet an den Mitarbeiter Sozialzu-

lagen nach den gleichen Richtlinien und den glei-
chen Ansätzen wie der Kanton aus. 

 

§ 32 Sozialzulagen 
 
Die Gemeinde richtet an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter Sozialzulagen nach den gleichen Richtlinien 
und den gleichen Ansätzen wie der Kanton aus. 
 

§ 46 Dienstaltersgeschenk 
 
1 Als Anerkennung für die unten aufgeführten 

Dienstjahre bei der Gemeinde Oberdorf wird fol-
gendes Dienstaltersgeschenk ausgerichtet:  

 
 - 10 Dienstjahre                      ½ Monatslohn 
 - 15 Dienstjahre                      ½ Monatslohn                        

                                          + 1 Woche Ferien 
 - 20, 25, 30, 35, 40                  1 Monatslohn 
      und 45 Dienstjahren  

  (Monatslohn = 1/13 des Jahreslohnes) 
 
2 Auf Gesuch hin, kann der Gemeinderat das Dienst-

altersgeschenk auch in Form von Urlaub bewilli-
gen. 

 
 
 
 
 

§ 33 Dienstaltersgeschenk 
 
Nach Erfüllung von 20, 25, 30, 35, 40 und 45 Dienst-
jahren bei der Gemeinde Oberdorf wird als Anerken-
nung jeweils ein Monatslohn ausgerichtet. Auf Gesuch 
hin, kann der Gemeinderat das Dienstaltersgeschenk 
auch in Form von Urlaub bewilligen. 
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§ 47 Abgeltung von Auslagen und Spesen sowie 
von besonderen Arbeitsleistungen 

 
1 Der Gemeinderat regelt die Abgeltung von Ausla-

gen und Spesen sowie von besonderen Arbeitsleis-
tungen. 

 

§ 36  Übrige Entschädigungen 
 
 
Entschädigungen, die der Gemeinde für die Über-
nahme bestimmter Funktionen zustehen, fallen in die 
Gemeindekasse. Für die übrigen Entschädigungen gel-
ten die in der Verordnung II zu diesem Reglement fest-
gelegten Ansätze. 
 

§ 48 Verwirkung 
 
1 Die Verwirkung vermögensrechtlicher Ansprüche 

aus dem Arbeitsverhältnis richtet sich nach den 
Bestimmungen des kantonalen Personalrechts. 

 

 

F) Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 
 

 

§ 49 Krankheit oder Unfall 
 
1 Beim unbefristeten Arbeitsverhältnis wird im Falle 

von Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf der Probezeit 
während 3 Monaten der volle vertraglich verein-
barte Lohn und für weitere 21 Monate  90 % des 
vollen vertraglich vereinbarten Lohns zuzüglich 
allfälliger Sozialzulagen ausbezahlt. 

 
2 Bei Arbeitsunfähigkeit während der Probezeit gilt 

folgendes: 
a) kein Anspruch auf Lohnzahlung bei einer An-

stellung bis zu einem Monat 
b) Anspruch auf Lohnzahlung für eine Woche bei 

einer Anstellung von mehr als einem Monat bis 
zu drei Monaten 

c) Anspruch auf Lohnzahlung für einen Monat bei 
einer Anstellung von mehr als 3 Monaten. 

 
3 Bei wechselndem Beschäftigungsgrad ist für die 

Berechnung des Lohns der Durchschnitt der Stun-
den massgebend, die während der sechs Monate 
unmittelbar vor Eintreten der Krankheit oder des 
Unfalls geleistet worden sind. 

 

4 Wird durch ärztliches Zeugnis oder Gutachten fest-
gestellt, dass es sich um eine dauernde Arbeitsun-
fähigkeit handelt, ist die Voll- oder Teilinvalidisie-
rung des erkrankten oder verunfallten Mitarbeiters 
zu beantragen. 

 
5 Arbeitsunfähigkeit, die durch Wiederaufnahme der 

Arbeit während weniger als 90 Kalendertagen un-
terbrochen wird, gilt als zusammenhängend, sofern 
sie nicht nach vertrauensärztlichem Zeugnis auf 
verschiedene Krankheiten oder Unfälle zurückzu-
führen ist. 

 

§ 29 Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 
 
Bei Arbeitsunfähigkeit als Folge von Krankheit oder 
Unfall wird die Lohnfortzahlung aller Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern gemäss kantonaler Regelung an-
gewendet. 
 

§ 50 Taggeldentschädigung und Renten 
 
1 Entschädigungen und Renten aus Unfall- und Haft-

pflichtversicherungen sowie aus Krankentaggeld-
versicherungen, für welche die Gemeinde Prämien 
bezahlt hat, fallen während der Zeit, in welcher 
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Lohn ausgerichtet wird, bis zur Höhe dieser Lohn-
zahlung an die Gemeinde. 

 
§ 51 Kürzung der Lohnzahlung bei Krankheit 

und Unfall 
 
1 Die Anstellungsbehörde kann Lohnzahlungen kür-

zen, verweigern oder bei bereits erfolgter Zahlung 
zurückfordern bei: 
a)  absichtlichem Herbeiführen einer Arbeitsunfä-

higkeit; 
b)  pflichtwidrigem Verhalten während der ge-

meldeten Arbeitsunfähigkeit; 
c)  absichtlich verspätetem Arztbesuch; 
d)  selbst zu verantwortender ungünstiger Beein-

flussung des Heilverlaufs; 
e)  Nichtbefolgen der Melde- und Auskunfts-

pflicht; 
f)  Verweigerung der Abtretung von Ansprüchen 

gegen Dritte. 
 

2 Werden bei unfallbedingter Arbeitsunfähigkeit 
Versicherungsleistungen gemäss Bundesgesetz 
über die Unfallversicherung gekürzt oder nicht er-
bracht, so kann der Gemeinderat die Lohnfortzah-
lung entsprechend reduzieren. 

 

 

§ 52 Haftung Dritter 
 
1 Haftet ein Dritter für die durch Krankheit und Un-

fall bedingte Arbeitsunfähigkeit eines Mitarbeiters, 
werden die Leistungen der Gemeinde soweit ge-
kürzt, als sie zusammen mit den Schadenersatzleis-
tungen für Lohnausfall den vollen Lohn überstei-
gen. 

 

 

§ 53 Militär-, Zivilschutz- und Zivildienst 
 
 
1 Die Lohnzahlung während des obligatorischen 

Militär-, Zivil- und Zivilschutzdienstes, des 
 Dienstes im Rahmen anderer öffentlicher Aufga-

ben und bei humanitären Einsätzen richtet 
 sich nach den Bestimmungen des Kantons. 
 
2 Die Erwerbsausfallentschädigung fällt bis zur 

Höhe der Lohnfortzahlung an die Gemeinde. 
 

§ 30 Lohnfortzahlung bei Militärdienst und Mut-
terschaft 

 
a) Militärdienst: 
Während Wiederholungskursen und anderen obligato-
rischen Dienstleistungen: 100 % des Lohnes plus So-
zialzulagen. 
Während Beförderungs- und Ausbildungsdiensten ent-
scheidet der Gemeinderat über die Höhe der Lohnfort-
zahlung. 
Zivilschutzdienst und Zivildienst werden dem Militär-
dienst gleichgestellt. 
 

§ 54 Lohnfortzahlung im Todesfall 
 
1 Beim Tod eines Mitarbeiters haben die Angehöri-

gen (Ehegatten, kinderzulageberechtigte Nach-
kommen und mit ihm in eingetragener Partner-
schaft lebende Person) Anspruch auf die Lohnzah-
lung für den laufenden Monat und die zwei folgen-
den Monate. 

 

§ 41 Lohnfortzahlung im Todesfall 
 
Beim Tode einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters 
haben die Angehörigen (Ehegatten, kinderzulagebe-
rechtigte Nachkommen, Eltern und mit ihm in Famili-
engemeinschaft lebende Personen), deren Versorgerin 
oder Versorger der/die Verstorbene war, noch An-
spruch auf die Lohnzahlung für den laufenden Monat 
und die zwei folgenden Monate. Die Lohnfortzahlung 
erfolgt als Differenzzahlung zu allenfalls bereits vor-
genommenen Auszahlungen der Vorsorgeeinrichtun-
gen. 
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G) Ferien und Urlaub 
 

 

§ 55 Ferien und Arbeitsfreie Tage 
 
1 Der Mitarbeiter hat Anspruch auf bezahlte arbeits-

freie Tage und Ferien. Die Details sind in der Per-
sonalverordnung geregelt. 

 
2 Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis während 

des Kalenderjahres, werden die Ferien anteilsmäs-
sig berechnet. 

 

§ 25 Ferien 
 
Der Anspruch auf Ferien und arbeitsfreie Tage ist in 
der Verordnung I geregelt. 
 

§ 56 Urlaub 
 
1 Urlaub ist bezahlte oder unbezahlte arbeitsfreie 

Zeit, die zusätzlich zu den Ferien, den gesetzlichen 
Feiertagen sowie den bezahlten arbeitsfreien Tagen 
gewährt werden kann. 

 
2 Sofern der ordentliche Betrieb sichergestellt ist, 

kann einem Mitarbeiter unbezahlter Urlaub ge-
währt werden. 

 
3 Für die Dauer des unbezahlten Urlaubs wird der 

Ferienanspruch gekürzt. 
 

§ 26 Urlaube 
 
Den Angestellten kann in besonderen Fällen (Verord-
nung I) bezahlter oder unbezahlter Urlaub gewährt 
werden. Über die Gewährung des Urlaubs und über 
dessen allfällige Entlöhnung entscheidet der Gemein-
derat. 
 

§ 57 Bezahlter Mutterschaftsurlaub 
 
 
1 Ab der Geburt hat die Mitarbeiterin Anspruch auf 

einen bezahlten Mutterschaftsurlaub von insgesamt 
14 Wochen. 

 

2 Wird das Arbeitsverhältnis auf Wunsch der Mitar-
beiterin nach Beendigung des bezahlten bzw. un-
bezahlten Mutterschaftsurlaubs aufgelöst, hat sie 
Anrecht auf die vollständige Auszahlung des 14-
wöchigen Mutterschaftsurlaubs. 

 

§ 30 Lohnfortzahlung bei Militärdienst und Mut-
terschaft 

 
b) Mutterschaft: 
Einer Mitarbeiterin steht für die Geburt eines Kindes 
16 Wochen Mutterschaftsurlaub zu (die Arbeitsein-
stellung beginnt frühestens 8 Wochen vor der voraus-
sichtlichen Niederkunft und dauert nach der Nieder-
kunft mindestens 8 Wochen, höchstens aber 12 Wo-
chen). 
Wird das Arbeitsverhältnis auf den Zeitpunkt der Ge-
burt aufgelöst, so besteht ein Lohnanspruch für 8 Wo-
chen. 
 

§ 58 Vaterschaftsurlaub 
 
1 Bei der Geburt eines Kindes wird dem Vater ein 

bezahlter Urlaub von 5 Tagen gewährt. 
 

 

H) Versicherung und Haftung 
 

 

§ 59 Berufliche Vorsorge 
 
1 Der Mitarbeiter wird bei einer anerkannten Vorsor-

geeinrichtung für die berufliche Vorsorge versi-
chert. 

 
2 Die Aufgaben und Kompetenzen der Gemeinde als 

Arbeitgeberin werden vom Gemeinderat wahrge-
nommen. 

 

§ 40 Berufliche Vorsorge 
 
1  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden bei ei-

ner anerkannten Vorsorgeeinrichtung für die beruf-
liche Vorsorge versichert. 

 
2  Die Aufgaben und Kompetenzen der Gemeinde als 

Arbeitgeberin werden vom Gemeinderat wahrge-
nommen. 

 
§ 60 Unfallversicherung 
 
1 Der Mitarbeiter ist im Rahmen der gesetzlichen 

Vorschriften gegen die Folgen von Berufs- und 

§ 37 Unfall 
 
Die Gemeinde versichert die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter gegen die Folgen von Berufs- und Nicht-
berufsunfällen gemäss Unfallversicherungsgesetz. Der 
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Nichtberufsunfällen sowie Berufskrankheiten ver-
sichert. 

 
2 Die Prämie für die obligatorische Versicherung der 

Berufsunfälle und Berufskrankheiten trägt die Ge-
meinde. 

 
3 Die Prämie für die obligatorische Versicherung der 

Nichtberufsunfälle gehen zu Lasten des Mitarbei-
ters. 

 

Prämienanteil der Nichtberufsunfallversicherung geht 
zu Lasten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 

§ 61 Krankentaggeldversicherung 
 
1 Zur Absicherung der Lohnfortzahlung kann die 

Gemeinde eine Taggeldversicherung abschliessen, 
welche die gesetzlich vorgesehenen Leistungen im 
Krankheitsfall erbringt. 

 
2 Die Prämien werden vollumfänglich von der Ge-

meinde übernommen. 
 

§ 38 Krankheit 
 
Die Versicherung der Heilungs- und Krankenpflege-
kosten sowie des nicht gedeckten Lohnausfalls ist An-
gelegenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 

§ 62 Verantwortlichkeit 
 
1 Die Gemeinde und ihre Angestellten haften gegen-

über Dritten nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Haftung des Kantons und der Gemeinden 
(Haftungsgesetz). 

 

 

§ 63 Haftung 
 
1 Gegenüber der Gemeinde haften die Mitarbeiter für 

absichtlich und grobfahrlässig verursachte Schä-
den. Es gelten ebenfalls die Bestimmungen des Ge-
setzes über die Haftung des Kantons und der Ge-
meinden (Haftungsgesetz). 

 

 

§ 64 Haftpflicht und Kaution 
 
1 Der Mitarbeiter ist gegen Schadenersatzforderun-

gen von Dritten durch eine Amtskautions- und 
Haftpflichtversicherung versichert. 

 
2 Die Prämien werden vollumfänglich von der Ge-

meinde übernommen. 
 

§ 39 Haftpflicht und Kaution 
 
Die Gemeinde schliesst die notwendigen Haftpflicht- 
und Kautionsversicherungen ab und bezahlt die betref-
fenden Prämien. 
 

I) Rechtspflege 
 

 

§ 65 Anhörung 
 
1 Der Mitarbeiter ist vor Erlass einer ihn belastenden 

Verfügung anzuhören. 
 
2 Wenn ein sofortiger Erlass im öffentlichen Inte-

resse notwendig ist, kann er vorläufig gefällt wer-
den. Die Anhörung ist so bald wie möglich nach-
zuholen. 

 

 

§ 66 Beschwerderecht 
 
1 Vor Einreichung einer Beschwerde soll sich der 

Mitarbeiter mit dem Vorgesetzten persönlich aus-
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sprechen. Verläuft die Ausschöpfung des Dienst-
weges ergebnislos oder ist die Aussprache unzu-
mutbar, steht der Beschwerdeweg offen. 

 
2 Erste Beschwerdeinstanz ist der Gemeindepräsi-

dent. Beschwerdeentscheide können beim Gesamt-
gemeinderat angefochten werden. Gegen Ent-
scheide des Gemeinderates steht die Beschwerde 
beim Regierungsrat offen. 

 
3 Die Beschwerdefrist beträgt jeweils 10 Tage. 
 
J) Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 

 

§ 67 Aufhebung bisherigen Rechts 
 
1 Dieses Reglement ersetzt das Personalreglement 

vom 01.01.1998. 
 
2 Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements werden 

alle bisherigen, diesem Reglement widersprechen-
den kommunalen Erlasse aufgehoben. 

 

 

 § 45 Anpassung der Entschädigung 
 
Die Entschädigungen der Behörden, Kontrollorgane, 
Kommissionen und des Wahlbüros sowie der Char-
gierten von Feuerwehr und Zivilschutz werden ange-
passt, sobald die Teuerung über 4 Jahre 6 % übersteigt 
(Anhang zum Reglement). Die übrigen Entschädigun-
gen setzt der Gemeinderat fest (Verordnung II). 
 

 § 46 Übergangsbestimmungen 
 
Die für die Amtsperiode 01.07.1996 - 30.06.2000 be-
amtenrechtlich gewählten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter können sich jederzeit dem neuen Reglement mit 
einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis 
unterstellen. Die materiellen Bedingungen werden bei 
gleicher Funktion unverändert übernommen. 
 
Spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtsperiode 
werden die dannzumal noch beamteten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter über die Übernahme in ein öffent-
lich-rechtliches Anstellungsverhältnis und die gelten-
den materiellen Bedingungen informiert. 
Neue Anstellungen erfolgen in jedem Fall im öffent-
lich-rechtlichen Vertragsverhältnis. 
 

§ 68 Inkraftsetzung 
 
1 Dieses Reglement tritt nach der Genehmigung 

durch die Finanz- und Kirchendirektion auf den  
1. Januar 2020 in Kraft. 

 

§ 47 Inkraftsetzung 
 
Dieses Reglement tritt nach der Genehmigung durch 
die Finanz- und Kirchendirektion auf den 30. Juni 
2014 in Kraft. 
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Anhang 
 
 
Familien- und Erziehungszulagen (in Fr.) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
Lohntabellen Klassen 1 bis 28 
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Zu Traktandum Nr. 5 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
5. Reglement über die Entschädigung der Behörden, Kommissionen und 

Nebenfunktionen 
 
Wie bereits in Traktandum 5 beschrieben hat das Kantonsgerichts bemängelt, dass die Funkti-
onen im Nebenamt nicht richtig geregelt sind. 
 
Neben der Revision des Personalreglements, in welchem auch gemeinsame Bestimmungen für 
das Personal und die Behörden, Kommissionen und Nebenfunktionen aufgeführt sind, wurde 
ein neues Reglement für die Entschädigungen der Behörden, Kommissionen und Nebenfunkti-
onen erstellt. 
 
 
ANTRAG 
 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, das Reglement über die Entschädigung der Behörden, 
Kommissionen und Nebenfunktionen zu genehmigen. 
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Reglement über die Entschädigung der Behörden, Kommissionen und  
Nebenfunktionen - Synopse 
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Zu Traktandum Nr. 6 der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 2019 
 
 
6. Kreditgenehmigung über Fr. 70‘500.00 für die Sanierung der elektro-

nischen Trefferanlage 300 Meter-Schiessanlage Wintenberg 
 
Ausgangslage 
Die Schiessanlage Wintenberg wird durch die Freischützen Oberdorf betrieben und unterhalten. 
Die im Moment genutzten 6 Trefferanzeigen stammen aus dem Jahr 1992 und sind somit schon 
27 Jahre alt und müssen saniert werden. 
 
An der Einwohnergemeindeversammlung vom 27.03.2017 hat der Gemeinderat einen Kredit 
zur Sanierung der Trefferanlage in der Höhe von Fr. 118’000.00 vorgelegt. Aus der Versamm-
lung kamen Voten, dass die Gemeinde nicht alle Möglichkeiten abgeklärt habe. Trotzdem 
wurde der Kredit genehmigt.  
 
Gegen diesen Beschluss wurde das Referendum ergriffen und an der Urnenabstimmung vom 
21.09.2017 hat das Oberdörfer Stimmvolk den Kredit abgelehnt.  
 
Das Referendumskomitee wollte vom Gemeinderat mehr Abklärungen im Hinblick auf eine 
mögliche Zusammenarbeit mit anderen Schützenvereinen bzw. einer gemeinsamen Schiessan-
lage sowie der Anzahl der benötigten Trefferanzeigen. 
 
 
Rechtliche Grundlagen 
Gemäss dem Militärgesetz (SR 510.10) Art. 133 Schiessanlagen, sorgen die Gemeinden dafür, 
dass die Schiessanlagen, die für die ausserdienstlichen militärischen Schiessübungen sowie die 
entsprechende Tätigkeit der Schiessvereine benötigt werden, unentgeltlich zur Verfügung ste-
hen.  
 
Die Verordnung über das Schiesswesen ausser Dienst regelt in Art. 4 , dass folgende Schiess-
übungen und Ausbildungskurse als im Interesse der Landesverteidigung gelten:  
a. die Bundesübungen:  
 1. Obligatorische Programme 25 m, 50 m und 300 m,  
 2. Feldschiessen 25 m, 50 m und 300 m;  
 

b. die freiwilligen Schiessübungen:  
 1.4 Vereinstrainings, Schiesswettkämpfe und Vorübungen zu den Bundesübungen. Nach 

Massgabe der Grösse der Schiessanlage, der Anzahl sie benützenden Schützen, der Mitglie-
derzahl der darauf trainierenden Schiessvereine sowie der Lärmbelastung kann ausgegangen 
werden von jährlich:  

 – sieben Schiesshalbtagen für die Vereinstrainings und die Schiesswettkämpfe  
 – vier Schiesshalbtagen für die Vorübungen zu den Bundesübungen,  
 2. Schiesswettkämpfe der militärischen Verbände und Vereine;  
 

c. die Schiesskurse:  
 1. Schützenmeisterkurse,  
 2. Jungschützenleiterkurse,  
 3. Schützenmeister- und Jungschützenleiter-Wiederholungskurse,  
 4. Jungschützenkurse,  
 5. Nachschiesskurse, 
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Weder Bund noch Kanton geben vor, welche Anzahl Trefferanzeigen die Gemeinde bereitstel-
len muss. Daher wurde auf die Verordnung über Beiträge an Schiessanlagen des Kantons Basel-
Landschaft abgestützt. Hier wird die Zahl der beitragsberechtigten Scheiben (§ 4 des Gesetzes) 
wie folgt berechnet:  

a.  300-m-Anlagen:  

   1.  für 1–100 schiessende Mitglieder: 1 Scheibe pro 10 Schützen  

Bei Anlagen mit elektronischer Trefferanzeige reduziert sich die Anzahl der beitragsberechtig-
ten Scheiben im Verhältnis, weil diese gegenüber konventionellen Anlagen leistungsfähiger 
sind. Massgebend sind die Angaben der Herstellerfirma. Gemäss dem Schiessoffizier kann hier 
für die Schiessanlage Wintenberg mit dem Faktor 1.5 gerechnet werden.  

In den letzten 5 Jahren haben durchschnittlich 68 Schützen die obligatorische Bundesübung auf 
der Schiessanlage Wintenberg absolviert. Nimmt man die Beitragsberechnung wie oben be-
schrieben als Grundlage, würde dies bedeuten, dass die Gemeinde 4.5 Trefferanzeigen zur Ver-
fügung stellen sollte um den Freischützen zu ermöglich, ihre Aufgabe in einer sinnvollen Zeit 
zu erledigen. Möchte man hingegen noch Schiessanlässe, wie das Feldschiessen, Bezirkswett-
schiessen oder bei uns das Onoldswyler Nachtschiessen durchführen, ist man auf mindestens 6 
Scheiben angewiesen. 

  
Abklärungen mit Nachbargemeinden 
Der Gemeinderat Oberdorf hat mit den umliegenden Gemeinden Verhandlungen aufgenommen 
um abzuklären, ob die Möglichkeit einer gemeinsamen Nutzung einer Schiessanlage besteht. 
Von allen Gemeinden wurde die Verlegung des Schiessstandortes nach Oberdorf abgelehnt. 
Hingegen wurde von Waldenburg und Niederdorf in Aussicht gestellt, dass Oberdorf ihre An-
lage mitbenutzen könnte. 
 
Die Gemeinde Oberdorf hat ausserdem auch bei der Schützengesellschaft Liestal, welche die 
Schiesssportanlage Sichtern betreibt, angefragt, ob eine Nutzung durch den Verein Freischüt-
zen Oberdorf möglich wäre. Diese Anfrage wurde positiv beantwortet. 
 
Bei der Kostenabklärung hat die Gemeinde Oberdorf folgende Offerten erhalten: 
 
Angebot Sichtern 
Hier wird nach Anzahl der Schüsse abgerechnet.  
Je nachdem, welche Anlässe die Freischützen durchführen, ergeben sich folgende Kosten: 
ca. 10'000 Schuss à Fr. 0.75  Fr. 7'500.00 
ca. 12'000 Schuss à Fr. 0.75 Fr. 9'000.00 
 
Angebot Waldenburg 
Einmaleinlage Fr. 45’000.00         Abschreibung 15 Jahre Fr. 3'000.00 
Jährlicher Unterhaltsbeitrag Fr 6'000.00 
Total Fr. 9'000.00 
 
Angebot Niederdorf 
Jährlicher Unterhaltsbeitrag, der aber noch Fr. 10'000.00 
vertiefter verifiziert werden müsste. 
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Während diese Abklärungen liefen, hat sich auch der Verein Freischützen Oberdorf über eine 
Kostensenkung Gedanken gemacht. Sie haben die Offerte der SIUS überarbeitet und die Kosten 
durch mehr Eigenleistung und den Verkauf von Ersatzteilen an die SIUS senken können. 
 
Kostenaufstellung überarbeitete Offerte 
 

Offerte SIUS AG  
Umbau 300 Meter-Schiessanlage (inkl. MwSt.) Fr. 78‘899.95 
 

Übrigen Kosten gemäss Schätzung Freischützen 
Erd- und Maurerarbeiten Fr. 5‘000.00 
Elektroanschlüsse / Blitzschutz Fr. 5‘000.00 
Diverses und Unvorhergesehenes Fr. 5‘000.00 
 

Total inkl. MwSt. gerundet Fr. 94‘000.00 
 
 
In einem Gespräch zusammen mit dem Referendumskomitee wurde vereinbart, dass der Verein 
Freischützen Oberdorf sich mit 25 % an den Gesamtkosten beteiligt. Für die restlichen 75 % 
wird die Gemeinde einen Kredit bei der Einwohnergemeindeversammlung beantragen. 
 
Gesamtkosten Fr. 94‘000.00 
25 % Kostenübernahme durch Freischützen Fr. 23‘500.00 
75 % Kosten zu Lasten der Gemeinde Fr. 70‘500.00 
 
 
Dies bedeutet für die Gemeinde Oberdorf folgende jährliche Kosten, welche die Erfolgsrech-
nung belasten: 
 

Jährlicher Unterhaltsbeitrag Fr. 4'000.00 
Scheibensanierung Fr. 70'500.00  15 Jahre Fr. 4'700.00 
 

Total pro Jahr Fr. 8'700.00 
 
 
Aufgrund dieser Zahlen ist der Gemeinderat der Ansicht, dass die Gemeinde Oberdorf die Sa-
nierung der Trefferanlage Wintenberg mit einem Beitrag von Fr. 70‘500.00 unterstützen sollte. 
Dieser Betrag ist auch ein Beitrag an den Erhalt des Vereinslebens in der Gemeinde. 
 
 

ANTRAG 
 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, dem Kredit über Fr. 70‘500.00 für die Sanierung der 
elektronischen Trefferanlage 300 Meter-Schiessanlage Wintenberg zuzustimmen. 
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7. Ersatzwahl eines Mitgliedes der Natur- und Umweltschutzkommission 
 
Die Natur- und Umweltschutzkommission befasst sich mit dem Natur- und Umweltschutz in 
der Gemeinde und nimmt die Aufgaben aufgrund des Pflichtenheftes wahr. 
 
Aufgrund eines Rücktritts per Ende April 2017, wird für die NUSK ein neues Mitglied gesucht. 
Gemäss dem Umweltschutzreglement der Gemeinde werden die Mitglieder der NUSK durch 
die Gemeindeversammlung gewählt. 
 
Bis zum Redaktionsschluss der Einladung zur Gemeindeversammlung hat sich kein neues Mit-
glied für eine Wahl zur Verfügung gestellt. 
 
Es können sich alle stimm- und wahlberechtigten EinwohnerInnen noch zur Wahl stellen oder 
eine Kandidatur auch erst an der Versammlung bekannt geben. 
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8. Verschiedenes 
 
 
1. Schlussabrechnung „Sanierung Schulstrasse“ 
 
Im Zusammenhang mit der Sanierung der Schulstrasse wurden folgende Kredite beschlossen: 
 
 Ausführung Nachtrag  Total 
Datum Beschluss EWGV 09.05.2011 26.03.2012   
 
Sanierung Strasse Fr. 1‘400‘000.00 Fr. 32‘000.00 Fr. 1‘432‘000.00 
Ersatz Wasserleitung Fr. 550‘000.00   Fr. 550‘000.00 
Sanierung Brunnen Fr. 30‘000.00   Fr. 30‘000.00 
Ersatz Abwasserleitung Fr. 480‘000.00   Fr. 480‘000.00 
Hochwasserschutz Fr. 470‘000.00   Fr. 470‘000.00 
 

Total genehmigter Kredit     Fr. 2‘962‘000.00 
 
   
Die oben erwähnten Arbeiten wurden mit einem Betrag von Fr. 2‘643‘344.05 abgeschlossen. 
Daraus resultiert eine Kostenunterschreitung von Fr. 318‘655.95. 
 
Die GRPK hat an der Sitzung vom 2. April 2019 die Schlussrechnung für die Sanierung der 
Schulstrasse inkl. der Werkleitungen, des Hochwasserschutzes und des Brunnens geprüft und 
für in Ordnung befunden. 
 
 
ANTRAG 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, die Schlussabrechnung "Sanierung Schulstrasse" von 
Fr. 2‘643‘344.05 zur Kenntnis zu nehmen. 
 


